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04. Juli 2019 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Folgenden möchten wir Sie über wichtige steuerliche Änderungen und interessante Urteile 

der vergangenen Monate informieren. 

Lesen Sie Informationen zu folgenden Themen: 

Termine Juli 2019 

Zur Vermeidung einer Haftung des GmbH-Geschäftsführers durch Ressortaufteilung 

Anforderungen an den Nachweis für innergemeinschaftliche Lieferungen 

Einkünfteerzielungsabsicht: Prognosezeitraum bei Überprüfung mittels Überschussprognose 

Unbezahlter Sonderurlaub und gesetzlicher Urlaubsanspruch 

Verlust aus Kapitalvermögen bei Verzicht des Gesellschafters einer Kapitalgesellschaft auf Darlehn 

Unbeschränkte Steuerpflicht bei inländischem Wohnsitz trotz Lebensmittelpunkt im Ausland 

Einzelne Wohnungseigentümer können Beseitigungsansprüche gegen andere Eigentümer durchsetzen 

Überschusserzielungsabsicht ist bei Ferienwohnungen objektbezogen zu prüfen 

Ältere Mieter dürfen nicht gekündigt werden 

Tarifermäßigung für die Besteuerung von Abfindungen nur bei Auszahlung in einem Veranlagungszeitraum 

Keine ermäßigte Besteuerung bei über mehrere Jahre angesparten Jahres-Boni bei einmaliger Auszahlung 

Sind Aufwendungen für die Nutzung eines Taxis für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte als 

Werbungskosten abzugsfähig? 

Sachverständigengutachten für Grundbesitzbewertung nicht stets vorrangig 

Erhebung von Säumniszuschlägen auf nachgeforderte Sozialversicherungsbeiträge nur bei bedingtem Vorsatz 

      
Mit freundlichen Grüßen 

mailto:info@strobel-steuerberater.de
http://www.strobel-steuerberater.de/
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Termine Juli 2019 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung 
durch 

  Überweisung Scheck 

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.07.2019 15.07.2019 05.07.2019 

Umsatzsteuer 10.07.2019 15.07.2019 05.07.2019 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit 

einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 

abzuführen. 

Sozialversicherung 29.07.2019 entfällt entfällt 

 

Zur Vermeidung einer Haftung des GmbH-Geschäftsführers durch 
Ressortaufteilung 

Der Insolvenzverwalter einer insolventen GmbH klagte gegen einen der beiden Geschäftsführer auf 
Ersatz von Zahlungen, welche nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft getätigt wurden. 
Der beklagte Geschäftsführer verteidigte sich mit dem Argument, dass er zu dem damaligen Zeitpunkt 
die Insolvenzreife der Gesellschaft nicht kannte. Überdies sei mündlich eine Ressortaufteilung auf der 
Ebene der Geschäftsführer vereinbart worden und er nicht für den Bereich der Finanzen, sondern für 

den Kreativbereich zuständig gewesen. 

Der Bundesgerichtshof urteilte, dass eine Geschäftsverteilung auf Ebene der Geschäftsführung eine 
von allen Mitgliedern des Organs mitgetragene Aufgabenzuweisung voraussetzt, die klar und eindeutig 
abgegrenzt ist. Eine schriftliche Dokumentation ist dafür nicht zwingend erforderlich. 

Nach Ansicht des Gerichts hätte der Beklagte dennoch genauer kontrollieren müssen, ob das 
Unternehmen seinen Zahlungspflichten nachkommen konnte. Auch eine zulässige Ressort- und 
Aufgabenverteilung entbindet nicht von der Wahrnehmung grundsätzlich nicht übertragbarer 

Aufgaben, wie der Einstandspflicht des Geschäftsführers für die Gesetzmäßigkeit der 
Unternehmensleitung. Daran ist ein strenger Maßstab anzulegen, dessen Anforderungen der 

Geschäftsführer nicht genügt hat. Neben die Haftung für persönliche Fehler im zugewiesenen 
Aufgabenbereich tritt selbst bei einer wirksamen Geschäftsverteilung die Pflicht zur effektiven 
Kontrolle der Mitgeschäftsführer. 

Anforderungen an den Nachweis für innergemeinschaftliche 

Lieferungen 

Der Unternehmer muss bei umsatzsteuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferungen mit Belegen 

nachweisen, dass er oder der Abnehmer den Liefergegenstand in das übrige Gemeinschaftsgebiet 
befördert oder versendet hat. Die Belegnachweispflicht kann nach einem Beschluss des 
Bundesfinanzhofs nicht durch Zeugenbeweis ersetzt werden. 

Belegnachweise sind in Versendungsfällen insbesondere der Frachtbrief, die Bescheinigung des 
beauftragten Spediteurs oder die Versandbestätigung des Lieferers. Auch der CMR-Frachtbrief wird als 
Belegnachweis anerkannt. 

Einkünfteerzielungsabsicht: Prognosezeitraum bei Überprüfung 

mittels Überschussprognose 

Ein Ehepaar übertrug seinem Sohn ein bebautes Grundstück. Der Sohn übernahm die noch 
bestehenden Belastungen und räumte seinen Eltern ein lebenslanges Wohnrecht an einer im Haus 
befindlichen Wohnung ein. Für die Ausübung des Wohnrechts verpflichteten sich die Eltern für einen 
Zeitraum von zehn Jahren zur Zahlung eines monatlichen Entgelts von 500 €. Danach war das 
Wohnungsrecht unentgeltlich. Das Finanzamt erkannte den in der Einkommensteuererklärung des 
Sohns geltend gemachten Werbungskostenüberschuss bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung mangels Einkünfteerzielungsabsicht nicht an. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Der Sohn hatte bereits im Zeitpunkt 
der Einräumung des dinglichen Wohnrechts zugunsten seiner Eltern die Absicht, diesen die Wohnung 
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nur befristet entgeltlich und später zeitlich unbefristet unentgeltlich zur Nutzung zu überlassen. In 
diesem Fall war die Einkünfteerzielungsabsicht anhand einer Überschussprognose begrenzt auf den 
Zeitraum der entgeltlichen Ausübung des dinglichen Wohnrechts zu überprüfen. Da die auf diesen 

Zeitraum bezogene Prognoseberechnung keinen Totalüberschuss ergab, war der geltend gemachte 
Werbungskostenüberschuss nicht zu berücksichtigen. 

Unbezahlter Sonderurlaub und gesetzlicher Urlaubsanspruch 

Setzen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihre Hauptleistungspflichten durch die Vereinbarung 
unbezahlten Sonderurlaubs vorübergehend aus, entsteht beim Arbeitnehmer für diese Zeit kein 
Anspruch auf Erholungsurlaub. So entschied das Bundesarbeitsgericht im Fall einer Arbeitnehmerin, 
die den gesetzlichen Mindesturlaub von 20 Tagen für ein Kalenderjahr von ihrem Arbeitgeber 
verlangte, in dem sie wegen unbezahlten Sonderurlaubs keine Arbeitsleistung erbracht hatte. 

Mit dieser Entscheidung änderte das Bundesarbeitsgericht seine bisherige Rechtsprechung, nach der 
es für die Entstehung des Urlaubsanspruchs nicht auf die geleistete Arbeit, sondern nur auf das 
Bestehen des Arbeitsverhältnisses ankam. 

Verlust aus Kapitalvermögen bei Verzicht des Gesellschafters einer 

Kapitalgesellschaft auf Darlehn 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat die Frage, ob der Verzicht des Gesellschafters einer 
Kapitalgesellschaft auf eine gegenüber der Gesellschaft bestehende Darlehnsforderung zu einem 
Verlust aus Kapitalvermögen führt, dahingehend entschieden, dass ein steuerlich anzuerkennender 

Verlust nur insoweit vorliegt, als die Kapitalforderung nicht werthaltig ist. Soweit die Forderung 
werthaltig ist, kommt es zu einer verdeckten Einlage in das Vermögen der Gesellschaft. Die verdeckte 
Einlage führt zu nachträglichen Anschaffungskosten auf die Beteiligung. 

Der Verlust entsteht im Zeitpunkt des Verzichts und nicht erst in dem Zeitpunkt, in dem die Anteile an 
der Kapitalgesellschaft veräußert werden. 

Hinweis: Der Referentenentwurf des „Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der 
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ sieht Änderungen vor, die sich 

künftig auf die Berücksichtigung von Verlusten aus Kapitalvermögen auswirken könnten. 

Unbeschränkte Steuerpflicht bei inländischem Wohnsitz trotz 
Lebensmittelpunkt im Ausland 

Ein Steuerpflichtiger, der neben einem inländischen Wohnsitz auch einen ausländischen hat, ist auch 

dann unbeschränkt im Inland steuerpflichtig, wenn der ausländische Wohnsitz den Lebensmittelpunkt 
des Steuerpflichtigen begründet. 

Ein rumänischer Staatsbürger unterhielt sowohl in der Bundesrepublik Deutschland als auch in 
Rumänien eine Wohnung. In beiden Staaten wurden steuerpflichtige Einkünfte erzielt. Der Rumäne 

reichte beim deutschen Finanzamt unter Hinweis auf seinen Wohnsitz in Rumänien eine 
Einkommensteuererklärung für beschränkt Steuerpflichtige ein. Er erklärte darin ausschließlich seine 
inländischen Einkünfte. 

Der Bundesfinanzhof weist darauf hin, dass ein Steuerpflichtiger gleichzeitig mehrere Wohnsitze 
innehaben kann. Haupt- und Nebenwohnsitz sind dabei für die Bestimmung der Steuerpflicht 
gleichwertig. Auch ein Nebenwohnsitz in Deutschland begründet daher eine unbeschränkte 
Einkommensteuerpflicht. Wer im Ergebnis dann das Besteuerungsrecht für welche Einkünfte hat, 

bestimmt sich – sofern vorhanden – alleine nach den anzuwendenden Doppelbesteuerungsabkommen. 

Einzelne Wohnungseigentümer können Beseitigungsansprüche 
gegen andere Eigentümer durchsetzen 

Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass der einzelne Wohnungseigentümer berechtigt ist, 
Beseitigungsansprüche wegen unzulässiger baulicher Maßnahmen direkt gegen andere Eigentümer 
durchzusetzen. Diese Entscheidung stellt eine grundlegende Abkehr von der bisher geltenden 
Rechtsprechung dar. 

Im entschiedenen Fall verlangten vier Wohnungseigentümer von einem anderen Wohnungseigentümer 

den Rückbau unzulässig errichteter Dachflächenfenster. Die Gemeinschaft hatte zunächst beschlossen, 
selbst die Ansprüche geltend zu machen, um im Wege eines Vergleichs Zahlungen von dem 
Eigentümer zu verlangen. Die Gemeinschaft wollte jedoch nicht den Rückbau der Fenster fordern. 
Diesen Anspruch hingegen machten die vier Wohnungseigentümer geltend, die an dem Vergleich nicht 
interessiert waren, sondern die Herstellung des ursprünglichen Zustands wollten. 
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Bisher hatte das Gericht regelmäßig entschieden, dass in Bezug auf Wiederherstellungsansprüche nur 
die Wohnungseigentümergemeinschaft berechtigt ist. Dies hatte zur Folge, dass der einzelne 
Eigentümer seine Rechte wegen Veränderung des gemeinschaftlichen Eigentums nicht selbst 

wahrnehmen konnte. 

Überschusserzielungsabsicht ist bei Ferienwohnungen 

objektbezogen zu prüfen 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt, wer unbewegliches Vermögen vermietet. Neben 
einem Miet- oder Pachtvertrag verlangt das Gesetz ein bestimmtes Objekt, z. B ein Grundstück oder 

Gebäude, auf das sich die Vermietungstätigkeit des Steuerpflichtigen bezieht. Die steuerbare 
Vermietungstätigkeit ist stets objektbezogen. 

Ebenfalls objektbezogen ist die Überschusserzielungsabsicht. Sie ist nur dann in Bezug auf mehrere 
Objekte oder das gesamte Grundstück zu prüfen, wenn sich auch die Vermietungstätigkeit gleichzeitig 
auf mehrere Objekte oder auf das gesamte Grundstück richtet. Werden hingegen verschiedene, auf 
einem Grundstück belegene Gebäudeteile jeweils einzeln vermietet, bezieht sich die 
Überschusserzielungsabsicht nur auf das jeweilige Objekt. 

Entschließt sich ein Vermieter, nach einer vorangegangenen dauerhaften Vermietung und sich 
anschließender Sanierungsphase eine andere Form der Vermietung, etwa die Nutzung als 

Ferienimmobilie, aufzunehmen, ist die Überschusserzielungsabsicht in diesem Zeitpunkt neu zu 
bewerten. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Ältere Mieter dürfen nicht gekündigt werden 

Alter schützt vor Kündigung. Das hat das Landgericht Berlin entschieden. Geklagt hatten zwei 
Senioren, die wegen Eigenbedarfs ihre Wohnung verlassen sollten. 

Hintergrund der Entscheidung war ein Streit über die Räumung und Herausgabe einer Wohnung, die 
von den 87- und 84-jährigen Mietern seit vielen Jahren angemietet war. Der Vermieter hatte die 
Kündigung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs erklärt. Die Mieter hatten der Kündigung des 

Mietverhältnisses unter Hinweis auf ihr hohes Alter, ihren beeinträchtigten Gesundheitszustand, die 
langjährige Verwurzelung am Ort der Mietsache sowie die für die Beschaffung von Ersatzwohnraum zu 
beschränkten finanziellen Mitteln widersprochen. 

Das Gericht hat den Mietern einen Anspruch auf eine zeitlich unbestimmte Fortsetzung des 
Mietverhältnisses zugebilligt. Diese hätten sich zu Recht darauf berufen, dass der Verlust der 

Wohnung aufgrund des hohen Alters eine besondere Härte bedeute. Dabei ließ das Gericht offen, ob 

die behaupteten gesundheitlichen Beeinträchtigungen tatsächlich bestehen. Ab welchem Alter diese 
Grundsätze anzuwenden sind, ließ das Gericht allerdings offen. 

Tarifermäßigung für die Besteuerung von Abfindungen nur bei 
Auszahlung in einem Veranlagungszeitraum 

Abfindungen wegen des Ausscheidens aus einem Dienstverhältnis können unter bestimmten 
Voraussetzungen ermäßigt besteuert werden. Dafür muss es in dem betreffenden 
Veranlagungszeitraum zu einer Zusammenballung der Einkünfte kommen und in Folge eine erhöhte 
steuerliche Belastung entstehen. 

Bei einer Aufteilung der Abfindung auf zwei oder mehrere Jahre wird die Tarifermäßigung 

grundsätzlich nicht gewährt. Unschädlich ist es jedoch, wenn im zweiten Jahr nicht mehr als 10 % der 
Gesamtentschädigung gezahlt werden. 

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf) 

Keine ermäßigte Besteuerung bei über mehrere Jahre angesparten 

Jahres-Boni bei einmaliger Auszahlung 

Außerordentliche Einkünfte können ermäßigt besteuert werden. Hierzu gehören bspw. Vergütungen 
für mehrjährige Tätigkeiten, soweit sie sich über mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstrecken 
und einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten umfassen. 

In einem vom Finanzgericht Nürnberg entschiedenen Fall hatte sich ein Arbeitnehmer seine jeweils in 
den Jahren 2004 bis 2010 verdienten Boni-Ansprüche erst 2011 in einer Summe auszahlen lassen und 
beantragte die ermäßigte Besteuerung. Das Gericht lehnte dies ab, weil es für die Steuerbegünstigung 
nicht ausreicht, dass der Betrag in einer Summe ausgezahlt wird. Erforderlich ist vielmehr, dass die 
Auszahlung auch ein zweckbestimmtes Entgelt für eine sich über mehrere Jahre erstreckende Tätigkeit 
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ist. Die Boni wurden aber in den einzelnen Jahren verdient und nur auf Wunsch des Arbeitnehmers auf 
einmal ausgezahlt. 

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschließend entscheiden. 

Sind Aufwendungen für die Nutzung eines Taxis für Fahrten 

zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte als Werbungskosten 
abzugsfähig? 

Ob Aufwendungen für die Nutzung eines Taxis für Fahrten zwischen der Wohnung und der ersten 
Tätigkeitsstätte als Werbungskosten abzugsfähig sind, wird von den Finanzgerichten unterschiedlich 
beurteilt. 

Während das Finanzgericht Düsseldorf und das Thüringer Finanzgericht die entsprechenden 
Aufwendungen als abzugsfähige Werbungskosten ansehen, lehnt das Niedersächsische Finanzgericht 
eine Anerkennung ab. 

Es ist der Auffassung, dass nur die Entfernungspauschale von 0,30 € für den Entfernungskilometer 
berücksichtigungsfähig ist. 

Sachverständigengutachten für Grundbesitzbewertung nicht stets 
vorrangig 

Die Erbin eines freistehenden Einfamilienhauses veräußerte das Objekt zeitnah nach dem Erbfall für 
460.000 €. Mit der Erklärung zur Feststellung des Bedarfswerts legte sie ein Gutachten vor, wonach 
eine Gutachterin einen Verkehrswert von 220.000 € ermittelt hatte. Das zuständige Finanzamt stellte 
eigene Ermittlungen an und setzte den Wert mit 320.000 € bei der Erbschaftsteuerfestsetzung an. 

Die Erbin legte unter Hinweis auf das vorgelegte Gutachten Einspruch ein. In seiner 

Einspruchsentscheidung erhöhte das Finanzamt den Grundbesitzwert auf den tatsächlich erzielten 
Veräußerungspreis von 460.000 €. Zu Recht, wie das Niedersächsische Finanzgericht bestätigte. Der 
Wertansatz sei nicht zu beanstanden. Der bei einer Veräußerung an einen fremden Dritten erzielte 
Kaufpreis für ein Wirtschaftsgut liefert vorliegend den sichersten Anhaltspunkt für den gemeinen Wert 
bzw. den Verkehrswert. 

Erhebung von Säumniszuschlägen auf nachgeforderte 

Sozialversicherungsbeiträge nur bei bedingtem Vorsatz 

Entrichtet der Zahlungspflichtige nicht rechtzeitig die Sozialversicherungsbeiträge, fällt ein 

Säumniszuschlag von 1 % des rückständigen Betrags je Monat an. Wird eine Beitragsforderung durch 
Bescheid mit Wirkung für die Vergangenheit festgestellt, kann der Säumniszuschlag gegebenenfalls 
entfallen. Dazu muss der Beitragsschuldner glaubhaft machen, dass er unverschuldet keine Kenntnis 
von der Zahlungspflicht hatte. 

Das Bundessozialgericht hat entschieden, dass Fahrlässigkeit kein Verschulden begründet. Es muss 
mindestens bedingter Vorsatz vorliegen. Der Beitragsschuldner muss also seine Zahlungspflicht 

mindestens für möglich halten und billigend in Kauf nehmen. 

Im entschiedenen Fall hatte eine GmbH, die ein Busunternehmen betrieb, neben den eigenen Fahrern 
regelmäßig ergänzend weitere Fahrer (Tourbegleiter) eingesetzt. Sie behandelte diese als 
selbstständig und meldete sie nicht zur Sozialversicherung an. Das wurde im Rahmen einer 
Betriebsprüfung bemängelt und nachträglich Beitragsbescheide nebst Säumniszuschlägen erlassen. 

Das Bundessozialgericht akzeptierte, dass den Geschäftsführer der GmbH im Zeitpunkt der Fälligkeit 
der Beiträge kein Verschulden traf. Das Landessozialgericht muss allerdings weiter aufklären, ob der 

Geschäftsführer nicht zu einem späteren Zeitpunkt Kenntnis von seiner Zahlungspflicht erlangte. 
Schädlich wäre auch die Kenntnis eines Angestellten der GmbH, sofern er eigenverantwortlich mit der 
sozialversicherungsrechtlichen Bewertung der Tourbegleiter und der Erfüllung der 

sozialversicherungsrechtlichen Zahlungspflichten betraut war. 

Die Beweislast für die unverschuldete Unkenntnis bzgl. der Zahlungspflicht trägt die GmbH. 

 


